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Öffentlicher Teil 

1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung 
  
 AV Frau Logemann eröffnet die Sitzung.  

 
Es werden einstimmig festgestellt: 

a) die rechtzeitige Übersendung der Tagesordnung, 

b) die Beschlussfähigkeit, 

c) die Tagesordnung, wie sie zu Beginn des Protokolls aufgeführt ist. 
 
 

  
  
2 Genehmigung des Protokolls vom 03.11.2025 (Nr. 158) 
  
  
 Beschluss: 

 
Das Protokoll vom 03.11.2025 (Nr. 158) wird genehmigt. 
 
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig  
 

- 10 - 
 
 
 

3 Bericht der Verwaltung 
  
3.1 Jahresrechnungen 2025 
  
 Mit Ablauf der regulären Frist zur Abgabe der Jahresrechnungen 2025 am 31.03.2026 wur-

den Jahresrechnungen für 12 von 13 Einrichtungen eingereicht. 
 
Für die Kita „Die Arche“ Ofen wurde ein Antrag auf Fristverlängerung bis zum 30.04.2026 
gestellt, da im Zuge des Anbaus Ausstattungsgegenstände aus dem Kita-Budget ange-
schafft wurden, die noch in die Abrechnung einfließen müssen. Die gesamte Abrechnung 
des Anbaus ist allerdings noch nicht erfolgt. Dem Antrag auf Fristverlängerung wurde ent-
sprochen. 
 
Die Jahresrechnungen befinden sich derzeit in der Prüfung und werden dem Ausschuss in 
der nächsten Sitzung vorgelegt. 
 
 
AM Herr Dr. Martin bedankt sich bei der Verwaltung für den Stand der Jahresrechnung 
2025. Es sei beachtlich, dass man schon so weit sei und man merke, dass jetzt Schwung in 
die Sache komme. 
 

- 51 - 
 

  



 - 5 - 

 
3.2 Austauschtreffen mit den Kita-Leitungen und den Trägern 
  
 Am 19.03.2026 hat im Haus Brandstätter das dritte Austauschtreffen der Kita-Leitungen, 

Kita-Träger und der Gemeinde stattgefunden. Themen waren unter anderem die Anmel-
desituation zum Kindergartenjahr 2026/2027 und ein Vergleich der strukturellen und finan-
ziellen Vorgaben für die Kindertagesstätten der kreisangehörigen Kommunen im Landkreis 
Ammerland. 
 
Der Ekito-Verbund stellte das System hinter der Gewinnung von spanischen Fachkräften 
für den deutschen Arbeitsmarkt vor. Hierüber konnten im Ekito-Verbund in knapp 7 Jahren 
bereits um die 50 Fachkräfte akquiriert werden. Darüber hinaus war eine mögliche Vernet-
zung der Kita-Verwaltungssoftware der Gemeinde und der Träger ein Thema. 
 
Die Resonanz der Einrichtungen und Träger zu den regelmäßigen Treffen ist sehr positiv. 
 

- 51 - 
 
 

  
3.3 Gemeindeelternrat für den Bereich Kindertagesstätten 
  
 Am 06.11.2025 fand im Kuppelsaal des Haus Brandstätter eine Auftaktveranstaltung für die 

Gründung eines Gemeindeelternrates für den Bereich der Kindertagesstätten statt. Hierzu 
wurden alle Elternbeiräte der Kindertagesstätten eingeladen. Acht Einrichtungen waren bei 
dem Treffen vertreten. Alle acht anwesenden Elternbeiräte votierten für die Gründung des 
Gemeindeelternrates, sodass das rechtlich notwendige Quorum erreicht wurde.  
 
In einer zweiten Sitzung am 24.11.2025 hat sich der Gemeindeelternrat erneut getroffen, 
um sich eine Geschäftsordnung zu geben und Vorsitzende zu wählen. In dieser zweiten 
Sitzung waren nochmals zwei Einrichtungen vertreten, sodass sich insgesamt 10 von 15 
Einrichtungen am Gemeindeelternrat beteiligen. In der Sitzung wurden Frau Vanessa Boh-
len (Kita Petersfehn) als Vorsitzende sowie Frau Carina Harders (Kita „Die Arche“ Ofen) 
und Frau Tomke Bischoff (Kita Rostrup) als stellvertretende Vorsitzende gewählt. 
 
Der Gemeindeelternrat wird einen Antrag auf Hinzuziehung eines Vertreters / einer Vertre-
terin als beratendes Mitglied in den Ausschuss für Jugend, Familie und Soziales stellen. Da 
es vergleichbare Anträge auch von anderen Institutionen für andere Ausschüsse gibt, soll 
über diese Anträge im Rahmen der Ausschussbildung in der konstituierenden Sitzung des 
neuen Gemeinderates nach der Kommunalwahl entschieden werden. 
 

- 51 - 
 
 

  
3.4 Kitastandort Ofen 
  
 Nachdem der Träger „Ein Weidenkörbchen für Kinder gUG“ seine Einrichtung im Hainbu-

chenweg mit Wirkung vom 01.09.2025 aufgegeben und der Verwaltungsausschuss im 
Rahmen der Kita-Bedarfsplanung der Vergabe der Räumlichkeiten an den Ekito-Verbund 
zugestimmt hatte, konnte zum 01.01.2026 die neue Krippe „Ev.-luth. Krippe Regenbogen“ 
den Betrieb aufnehmen. 
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In diesem Zusammenhang sind zwei Krippengruppen, die bis dahin in der Kita „Die Arche“ 
untergebracht waren, in die Räumlichkeiten im Hainbuchenweg umgezogen. Hierbei konn-
ten die betroffenen Eltern insgesamt gut mitgenommen werden. Um doppelte Umgewöh-
nungen zu vermeiden, wurde z.B. vereinbart, dass Kinder, die bis zum Sommer drei wer-
den, erst im neuen Kindergartenjahr in den Kindergarten wechseln müssen und bis dahin in 
der Krippe verbleiben dürfen.  
 
Durch den Umzug der zwei Krippengruppen konnte „Die Arche“ räumlich wieder entlastet 
werden. Dem von der Gemeinde bewilligten Anbau von zwei zusätzlichen Räumlichkeiten, 
im Zuge dessen auch der ehemalige Mitarbeiterraum in einen Gruppenraum umfunktioniert 
wurde, kommt auch künftig eine sinnvolle Verwendung zu. In diesen Raum ist die Integrati-
onsgruppe der Einrichtung eingezogen, da mit dem Anbau gute neue Differenzierungsmög-
lichkeiten für die Kinder mit einem besonderen Förderbedarf bestehen. Die letzte Krippen-
gruppe wurde von der Einrichtung in eine altersübergreifende Gruppe umgewandelt. 
Dadurch gibt es nun in der Einrichtung keine klassische Krippengruppe mehr. Durch diese 
Anpassungen waren bauliche Maßnahmen am zugehörigen Waschraum notwendig, der 
sowohl für die Integrationsgruppe als auch die altersübergreifende Gruppe zur Verfügung 
steht. Dieser war bisher auf Krippenkinder ausgelegt und musste nun an Kindergartenkin-
der angepasst und umgestaltet werden (zusätzliche Toiletten mit Trennwänden, andere 
Waschbecken, Verlagerung der Wickelkommode mit entsprechendem Sichtschutz). Für 
diese zwingend notwendigen Maßnahmen wurden von der Verwaltung 30.000 € zugesagt. 
 
Darüber hinaus kann in der Einrichtung nunmehr wieder ein Mitarbeiterraum im Gebäude 
eingerichtet werden. Die Mitarbeiter waren seit dem Frühjahr 2025 in einem Containermo-
dul untergebracht, welches durch die Gemeinde finanziert wurde. Das Containermodul wird 
künftig von der Kirchengemeinde Ofen verwendet, die nunmehr die Kosten - auch für den 
Abbau - trägt. Für die Herrichtung des neuen Mitarbeiterraumes in der Einrichtung sowie 
weiteren Anpassungen (z.B. Anpassung des bisherigen Krippenspielplatzes für den Kinder-
gartenbereich) wurden nochmals 30.500 € veranschlagt und von der Gemeinde zugesagt. 
 
Zum neuen Kindergartenjahr wird zudem eine zweite Integrationsgruppe bei der Arche in-
stalliert werden, da die Platzkapazitäten dies zulassen und der Bedarf der Kinder in der 
Einrichtung gegeben ist. 
 
Insgesamt ist der Kita Standort Ofen damit wieder gut aufgestellt. 
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3.5 Ev.-luth. Kindertagesstätte Petersfehn 
  
  
 In der Kita Petersfehn besteht derzeit eine angespannte Personalsituation. Aus privaten 

Gründen haben drei Fachkräfte zum 31.03.2026 in der Einrichtung gekündigt. Darüber hin-
aus sind bereits seit längerer Zeit zwei Stellen unbesetzt. Bis zum Sommer wird die Einrich-
tung die personelle Situation zunächst mit Personaldienstleistern überbrücken. Dies ist je-
doch keine langfristige Alternative, da die Mitarbeiter der Personaldienstleister nicht alle 
Tätigkeiten übernehmen, nicht an Dienstbesprechungen teilnehmen. Diese Umstände wir-
ken insgesamt auch für die Belegschaft belastend, insbesondere wenn zu viele von ihnen 
eingesetzt werden. 
 
Eine Stelle konnte zwischenzeitlich bereits wieder besetzt werden. Allerdings sind damit 
weiter vier Stellen nicht mit eigenem Personal besetzt. Die Einrichtung führt weiter Vorstel-
lungsgespräche und Hospitationen durch. Auch der Ekito-Verbund hat bei der Vermittlung 
von Personal aus dem eigenen Bestand Unterstützung zugesagt. 
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Sollten nicht jedoch mindestens zwei weitere Stellen besetzt werden können, steht die 
Schließung einer Gruppe in der Einrichtung zum neuen Kindergartenjahr im Raum. Alle 
Beteiligten tun jedoch ihr Möglichstes, damit es nicht dazu kommt. Sollte keine andere 
Wahl bestehen, können voraussichtlich alle betroffenen Kinder in Ofen versorgt werden. 
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3.6 DRK Kindergarten Mozartstraße 
  
 Wie im Rahmen der letzten Kita-Bedarfsplanung durch den Verwaltungsausschuss be-

schlossen, soll die Kita Mozartstraße durch Umbauten im Gebäude um eine Gruppe erwei-
tert werden, um perspektivisch den Modulstandort der Kita am Meer auflösen zu können. 
Zudem soll die Einrichtung einen Anbau bekommen, um Platz für einen Mensabereich zu 
schaffen. Hierfür wurden im Haushaltsplan 2026 insgesamt 600.000 € veranschlagt. 
 
Für die Umbauarbeiten im Bestandsgebäude ist zunächst eine Einigung mit der aktuellen 
Untermieterin des DRK von Nöten. Bisher konnte keine Einigung erzielt werden. Verschie-
dene Gesprächsangebot seitens der Gemeinde wurden zunächst abgelehnt oder nicht be-
antwortet. Mittlerweile besteht Gesprächsbereitschaft. Bis eine Lösung erreicht werden 
kann, wird es allerdings noch dauern. 
 
Gleichzeitig ist die aktuelle Essenssituation in der Einrichtung seit Jahren angespannt. Eine 
Mensa zur Entlastung wird ebenfalls seit Jahren gewünscht. Der Anbau kann losgelöst von 
den Umbauarbeiten im Obergeschoss erfolgen und soll daher nun unabhängig von der dor-
tigen Entwicklung verfolgt werden. Durch die Umstellung auf zwei Bauabschnitte ist jedoch 
mit planerischen Mehraufwendungen von ca. 30.000 € zu rechnen. 
 
 
AM Herr Köster erkundigt sich, ob bei der Höhe der Investition von 600.000 € nur der VA 
berät oder auch der AJuFaSo. Die Öffentlichkeit solle doch miteinbezogen werden. 
 
AL Herr Lindemann erwidert, dass in der Kitabedarfsplanung bereits die Erweiterung der 
Kita Mozartstraße und die damit verbundene Auflösung der Kita am Meer beschlossen 
wurde. Die Investition sei auch bereits im Haushaltsplan 2026 aufgenommen. 
 
BGM Herr Dierks ergänzt, dass es zunächst um einen Anbau zwecks Mensaerweiterung 
gehe. 
 
AM Herr Dr. Martin erwähnt, dass er davon gehört habe, dass es Probleme gebe, Räume in 
der Kita Mozartstraße frei zu bekommen. 
 
BGM Herr Dierks antwortet, dass das Thema schon seit Jahren immer wieder im AJuFaSo 
besprochen wurde. Eine ältere Dame bewohne dort schon seit Jahrzehnten Räume, die für 
die Erweiterung der Kita benötigt werden. Man möchte die Angelegenheit im Einvernehmen 
mit der Bewohnerin klären und hoffe auf eine gemeinsame Lösung. 
 

- 51 - 
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3.7 Villa Kunterbunt 
  
 Die nach einem Wasserrohrbruch notwendig gewordene Sanierung des Waschraums und 

des Flures im Eingangsbereich der Kita ist abgeschlossen. Die Kita kann seit Mitte Februar 
wieder voll genutzt werden. Die letzten Restarbeiten wurden Anfang März fertiggestellt. Die 
Kosten belaufen sich auf rund 128.500 €. 
 

- 65, 51 - 
 
 

  
3.8 DRK Kita Rudolf-Kinau-Weg 
  
 Die bisherige Leitung, Frau Ulrike Itter, hat ihr Beschäftigungsverhältnis bei der DRK Kita in 

Ofen aus privaten Gründen zum Jahreswechsel beendet. Die bisherige stellvertretende 
Leitung, Frau Dijana Frühling-Danzer, hat zum 01.01.2026 die Leitung der Kita übernom-
men. 
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3.9 Krippenbeiträge - Auswertung Einstufungsanträge; hier: Kindergartenjahr 2025/2026 
  
 Für die Krippenkinder des Kindergartenjahres 2025/2026 wurden insgesamt 262 Einstu-

fungsanträge für die Krippenbeiträge bearbeitet. Dabei ergibt sich folgende Aufteilung auf 
die einzelnen Stufen: 
 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

Aufteilung der Einstufungen 

36 61 66 50 22 27 

Maßgebliches Jahreseinkommen 

bis  

20.000,00 €  

20.000,01 € - 

40.000,00 €  

40.000,01 € - 

60.000,00 € 

60.000,01 € - 

80.000,00 €  

80.000,01 € - 

100.000,00 €  

100.000,01 € 

und höher 

Beispielhafter monatlicher Beitrag bei 4 Std. tgl. Betreuungszeit 

150,00 € 181,00 € 212,00 € 241,00 € 273,00 € 303,00 € 

 
Der tatsächliche Beitrag hängt vom Betreuungsumfang ab. Dazu kommen Zuschläge, falls 
Betreuung in Sonderöffnungszeiten stattfindet. Die durchschnittliche Stufe liegt bei ≈ 3,16.  
Unter Umständen wird ein Geschwisterrabatt gewährt. Die durchschnittliche Anzahl der im 
Haushalt lebenden Kinder liegt bei 1,79 Kindern pro Haushalt.  
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3.10 Sozialstaffelung für Elternbeiträge von Krippenkindern;  

hier: Erhöhung der Elternbeiträge 2026/2027 
  
 Entsprechend des Ratsbeschlusses vom 06.03.2018 (Protokoll Nr. 67, TOP 4.5) ändert 

sich der Elternbeitrag jeweils zum 01.08 um den Prozentsatz, um den die Personalkosten 
für Erzieher/innen angepasst werden. Die Personalkosten erhöhen sich in diesem Jahr um 
3,054 %.  
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Die Elternbeiträge zum 01.08.2026 passen sich demnach wie folgt an:  
 

Stufen 
ermitteltes Jahreseinkom-
men 

Beitrag jähr-
lich für 
 4 Std. tgl. 

Beitrag mtl. 
4 Std.   

Beitrag mtl. 
je weiterer 
1/2 Std.  

1 bis 20.000,00 € 1.860,00 € 155,00 € 19,00 € 

2 20.000,01 € bis 40.000,00 € 2.244,00 € 187,00 € 23,00 € 

3 40.000,01 € bis 60.000,00 € 2.616,00 € 218,00 € 27,00 € 

4 60.000,01 € bis 80.000,00 € 2.976,00 € 248,00 € 31,00 € 

5 80.000,01 € bis 100.000,00 € 3.372,00 € 281,00 € 35,00 € 

6 100.000,01 € und höher 3.744,00 € 312,00 € 39,00 € 
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3.11 Jugendzentrum Stellwerk 
  
 Der Kleinbus der Jugendpflege musste altersbedingt wiederkehrend zu Reparaturen in die 

Werkstatt. Aufgrund des Alters, der Laufleistung und der zunehmenden Reparaturkosten 
wurde entschieden, einen neuen Kleinbus zu beschaffen. Die Vergabe der Ausschreibung 
läuft derzeit noch. Eine Lieferung wird vor den Sommerferien angestrebt. Die Maßnahme 
wird aus dem Haushalt der Jugendpflege finanziert.  
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3.12 Jugendhaus Ofen 
  
 Die Firma Quathamer aus Ofen hat dem Jugendhaus Ofen eine großzügige Geldspende in 

Höhe von 500,00 € übergeben. Die Leitung des Jugendhauses hat in Zusammenarbeit mit 
den Jugendlichen entschieden eine Gartenlounge davon zu kaufen.  
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3.13 Kinder- und Familienzentrum Rostrup 
  
 Das Kinder- und Familienzentrum Rostrup wird im Laufe des Frühjahres und Sommers 

konzeptionell neu aufgestellt. Dafür ist Frau Sarah Romeike, die bisher im Jugendhaus 
Ofen tätig war, zu April nach Rostrup gewechselt und übernimmt dort die Leitung. Das  
Jugendhaus Ofen wird seit April von Frau Nadine Kaminski geleitet, die dort zunächst als 
Aushilfe und zuletzt ein Semester im Rahmen ihres Masterstudiums der Sozialen Arbeit 
gearbeitet hat.  
 
Die Jugendarbeit in Rostrup soll künftig neben dem örtlich festen Anlaufpunkt in den Räum-
lichkeiten des Kinder- und Familienzentrums auch im Rahmen von aufsuchender Sozialer 
Arbeit aktiv werden. Das genaue Konzept wird von Frau Romeike in den nächsten Wochen 
und Monaten im Detail erarbeitet und dann getestet. Unterstützt wird sie dabei bis zum 
Sommer von Frau Heidemann-Schulz, die ihren Vertrag nochmals verlängert hat, und von 
der Gemeindejugendpflege. 
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Für das Angebot wird derzeit noch ein geeigneter neuer Name gesucht, da dieser nicht 
mehr zur Zielgruppe passt. Zudem werden die Räumlichkeiten etwas umgestaltet. Sobald 
ein neuer Name und ein neues Logo gefunden wurden, wird dies dem Ausschuss präsen-
tiert. 
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3.14 Ferienhorte 2026 
  
 Zum Schuljahr 2026/2027 tritt der Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung zunächst für 

alle Schüler der ersten Jahrgangsstufe in Kraft. Dies umfasst auch einen Rechtsanspruch 
auf Betreuung in den schulfreien Zeiten mit Ausnahme von vier Wochen im Jahr. Diesen 
Rechtsanspruch wird künftig der Landkreis Ammerland über die KVHS Ammerland sicher-
stellen. 
 
Die Ferienhorte der Gemeinde Bad Zwischenahn sind erstmals ab den Herbstferienhorten 
2026 betroffen, da sich für diese Horte keine Erstklässler mehr anmelden können. Für die 
Osterferien und die Sommerferien 2026 besteht noch kein Rechtsanspruch, sodass sich die 
künftigen Erstklässler noch normal anmelden konnten.  
 
Die Ferienhorte werden in diesem Jahr und im nächsten Jahr voraussichtlich erstmal wie 
gewohnt fortgeführt. Das erste Mal, dass zwei Jahrgangsstufen den Rechtsanspruch besit-
zen und über den Landkreis versorgt werden, ist in den Herbstferien 2027. Ab dem Schul-
jahr 2029/2030 haben alle Kinder einen Rechtsanspruch, sodass die Ferienhorte, die über 
die Gemeinde Bad Zwischenahn organisiert werden, perspektivisch auslaufen werden. 

 
 
AM Frau Dr. Bednarz möchte wissen, ob sich die KVHS um die räumliche und personelle 
Ausstattung der Ferienhorte kümmert und ob die Räumlichkeiten barrierefrei sind. 
 
AL Herr Lindemann antwortet, dass die KVHS sich sowohl um die personelle als auch um 
die räumliche Ausstattung kümmere. 
 
FBL Frau Krallmann ergänzt, dass der Landkreis plane, alle Grundschulstandorte zu bedie-
nen. Letztlich sei es aber von der Anzahl der Anmeldungen abhängig, ob alle Grundschul-
standorte bedient werden. 
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3.15 Nachschulische Betreuung Rostrup 
  
 Die nachschulische Betreuung wird entsprechend des Beschlusses des Verwaltungsaus-

schusses vom 10.03.2026 zum Schuljahr 2026/2027 eingestellt. Das Personal und die El-
tern wurden im März über die Entscheidung informiert. 
 

- 51 - 
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3.16 Förderung JZ United e.V. 
  
 Der Tanzsportverein JZ United hat die Abrechnung für das Jahr 2025 vorgelegt. Mit den 

Zuschüssen der Gemeinde kann der Verein die laufenden Kosten decken. Ende des  
Jahres 2025 verbleibt in der Abrechnung ein Überschuss von 1.873,47 €. Diesen Über-
schuss soll der Verein weiterhin behalten, damit er im laufenden Betrieb handlungsfähig 
bleibt.  
 
Der Verein erhält Sportfördermittel vom Landkreis und von der Gemeinde, diese  
Gelder kann er auch für Anschaffungen verwenden. 
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3.17 Nationalitäten und Leistungsbezug 
  
 AL Karsten Martin stellt sich vor. Er hat die Leitung des Sozialamtes ab 01.04.2026 von 

Herrn Uwe Wlodarcyk übernommen. Herr Wlodarcyk wurde in den Ruhestand verabschie-
det. 
 
Zum Stichtag 08.04.2026 leben 30.670 Einwohner in der Gemeinde Bad Zwischenahn (ei-
gene Statistik des Bürger- und Ordnungsamtes). 3.271 (10,67 %) Personen haben eine 
ausländische Staatsangehörigkeit. Als stärkste Gruppe sind Ukrainer mit 430 Personen, 
gefolgt von den Polen mit 380 Personen und den Syrern mit 341 Personen gemeldet. Da-
nach folgen 258 Rumänen, 237 Iraker, 236 Türken und 221 Personen aus Afghanistan.  
Zum gleichen Stichtag sind 838 Personen mit einer ausländischen Staatsangehörigkeit im 
Leistungsbezug nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG), Sozialgesetzbuch II 
(SGB II = Bürgergeld) und Sozialgesetzbuch XII (SGB XII).  Im vergangenen Jahr waren es 
zum Stichtag 27.10.2025 883 Personen. 
 
Mit 202 Personen sind die Syrer die stärkste Gruppe, gefolgt von der Ukraine mit 170, Irak 
mit 139, Afghanistan mit 128 und 53 aus der Türkei. Die Staatsangehörigkeiten Polen und 
Rumänien sind lediglich mit 21 bzw. 13 Personen im Leistungsbezug.  
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3.18 Kriegsvertriebene aus der Ukraine 
  
  
 Per E-Mail vom 01.09.2025 wurden wir vom Landkreis Ammerland darüber informiert, dass 

die Überquote des Landes Niedersachsen, die seit November 2022 bestand, abgebaut ist. 
Es erfolgen daher wieder Zuweisungen von Flüchtlingen aus der Ukraine. 
 
In der Zeit vom 01.10.2025 bis 31.03.2026 wurden uns 50 Ukrainer zugewiesen. Aufgrund 
des hohen Zugangsgeschehens von Vertriebenen aus der Ukraine im vergangenen Verteil-
kontingent ist dieses übererfüllt. Die bestehende Überquote wird mit der nun erfolgten Neu-
festsetzung ausgeglichen. 
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3.19 Verteilquote von Ausländerinnen und Ausländern 
  
  
 Nach Erlassen vom 16.09.2025 und 13.10.2025 wurde das Gesamtverteilkontingent für die 

Zeit vom 01.10.2025 bis zum 31.03.2026 auf 56 Personen festgesetzt. Von hier wurden 69 
Personen aufgenommen, so dass sich eine Überquote von 13 Personen ergibt. 
 
Das Nds. Ministerium für Inneres und Sport hat am 02.04.2026 einen Erlass zur Ausfüh-
rung des Nds. Aufnahmegesetzes (AufnG) im Rahmen der Verteilquote und Verteilung von 
Ausländerinnen und Ausländern auf die Kommunen erlassen.  
 
Unter Zugrundelegung der Zugänge von Flüchtlingen der vergangenen Wochen und Mona-
ten wurde eine Prognose für die kommenden Monate erstellt. Der Verteilzeitraum für dieses 
Kontingent wurde für einen Zeitraum von sechs Monaten festgelegt und somit für die Zeit 
vom 01.04. bis 30.09.2026.  
 
Unter Berücksichtigung der Einwohnerzahlen nach der amtlichen Statistik zum Stichtag 
30.09.2025 wurde für den Landkreis Ammerland ein Aufnahmekontingent von 260 Auslän-
derinnen und Ausländer festgesetzt. Unter Berücksichtigung von Überquoten aus der letz-
ten Verteilung von 62 Personen ergibt sich ein Verteilkontingent von 198 Personen für den 
Zeitraum 01.04.2026 bis 30.09.2026. Auf die Gemeinde Bad Zwischenahn entfällt ein Anteil 
von 46 Personen. 
 
Seitens der Landesaufnahmebehörde wurde darauf hingewiesen, dass es sich bei der Ver-
teilquote lediglich um eine Prognose handelt, sodass Änderungen der Zugangs- und Ver-
teilsituation eintreten können. Dies bedeutet, dass auch eine überquotale Aufnahme von 
Schutzsuchenden notwendig sein kann. Diese würden dann zusätzlich auf die niedersäch-
sischen Kommunen verteilt. 
 
Das Zuweisungsverfahren mit den Landesaufnahmebehörden ist entspannt. Die jeweiligen 
Zuweisungen erfolgen nach Rücksprache mit den Gemeinden. Es wird davon ausgegan-
gen, dass das Verfahren auch zukünftig positiv verläuft und wir die noch aufzunehmenden 
Schutzsuchenden in unseren Unterkünften bzw. angemieteten Wohnungen unterbringen 
können. 
 
AM Herr Köster erkundigt sich, wie viele Wohnungen bereit stehen für die neuen Flüchtlin-
ge und ob es auch Leerstand gebe. 
 
AL Herr Martin antwortet, dass er die genauen Zahlen nicht im Kopf habe diese aber nach-
reichen wird. (Anmerkung der Protokollführung: die Daten sind dem Protokoll als Anlage 1 
beigefügt) 
 
Insgesamt sei noch immer viel Wohnraum angemietet. Die Familien, die einmal eine Woh-
nung bezogen haben blieben dort auch. Neben Flüchtlingen müssen auch andere Perso-
nen untergebracht werden. 
 
Der Leerstand sei nicht hoch und außerdem könne dieser mit dem Landkreis Ammerland 
abgerechnet werden. 
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3.20 Bürgergeld wird zur Grundsicherung 
  
 Der Bundesrat hat den Gesetzesentwurf zur Umgestaltung der Grundsicherung für Arbeits-

suchende nun abschließend gebilligt. Nach Verkündung im Bundesgesetzblatt tritt das Ge-
setz zum 01.07.2026 in Kraft. Das Gesetz sieht Änderungen im Zweiten Buch des Sozial-
gesetzbuches (SGB II) vor. Das Kabinett hatte den Gesetzentwurf am 17.12.2025 be-
schlossen. Anschließend hatte der Bundestag ihn am 05. März 2026 verabschiedet.  
 
Die Geldleistung „Bürgergeld“ soll in „Grundsicherungsgeld“ umbenannt werden. Grund-
sätzlich soll wieder der Vermittlungsvorrang gelten. Bei Pflichtverletzungen, Meldever-
säumnissen und Arbeitsverweigerungen sind wieder höhere Leistungsminderungen vorge-
sehen. Die bislang geltende einjährige Karenzzeit beim Vermögen soll abgeschafft werden. 
Stattdessen soll die Höhe des Schonvermögens an das Lebensalter gekoppelt werden. Die 
Kosten der Unterkunft sollen unter anderem schon in der einjährigen Karenzzeit gedeckelt 
werden. Es sollen wirksamere Instrumente zur Verfügung gestellt werden, um Sozialleis-
tungsmissbrauch zu bekämpfen. 
 
Seitens des Landkreises wurden für Mai 2026, zur Schulung des Personals im Hinblick auf 
die neue Grundsicherung, bereits Inhouse-Seminare terminiert.  
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3.21 Rechtskreiswechsel für ukrainische Flüchtlinge 
  
 Der Bundesrat hat den Gesetzesentwurf bezüglich des Rechtskreiswechsels für ukraini-

sche Geflüchtete (Leistungsrechtsanpassungsgesetz) ebenfalls gebilligt. Dieses Gesetz tritt 
nach Verkündung im Bundesgesetzblatt in Kraft. Dies soll laut Mitteilung des Landkreises 
im Juli 2026 erfolgen. Mit diesem Gesetz setzt die Koalition ein Vorhaben aus dem Koaliti-
onsvertrag um. 
 
Personen die ab dem 01.04.2025 nach Deutschland eingereist sind, sollen wieder die ge-
ringeren Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz beziehen. Sie werden damit 
den Menschen gleichgestellt, die aus anderen Ländern und anderen Gründen als Geflüch-
tete nach Deutschland kommen. 
 
Geflüchtete, die nach dem 1. April 2025 eingereist sind und die bis zum Inkrafttreten des 
neuen Gesetzes bereits Bürgergeld oder Sozialhilfe erhalten, sollen erst dann Asylbewer-
berleistungen erhalten, wenn ihr bewilligter Bezug endet – spätestens aber drei Monate 
nach Inkrafttreten des Gesetzes (voraussichtlich 30.09.2026). Wer vor dem Stichtag einge-
reist ist, hat weiterhin Anspruch auf Bürgergeld oder Sozialhilfe. 
 
Wer arbeiten kann, muss sich um eine Erwerbstätigkeit zu bemühen. Wer dieser Pflicht 
nicht nachkommt, soll von den Leistungsbehörden nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
dazu verpflichtet werden können, eine Arbeitsgelegenheit wahrzunehmen. 
 
Wer wegen fehlender Sprachkenntnisse nicht in Arbeit vermittelt werden kann, soll ver-
pflichtet werden, an einem Integrationskurs teilzunehmen. 
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3.22 Bezahlkarte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) 
  
 Die Bezahlkarte für die Grundleistungsempfänger nach dem AsylbLG ist eingeführt. Die 

entsprechenden Bezahlkarten werden an alle Grundleistungsempfänger ausgegeben. 
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4 Einwohnerfragestunde 
  
 Keine Fragen 

 
  
  
5 Vorstellung der Gewaltberatungsstelle Wendekreis 
  
 Frau Claus vom Deutschen Kinderschutzbund e. V. stellt sich vor. 

 
Sie berichtet über die Tätigkeit des Kinderschutzbundes und die Arbeitsschwerpunkte der 
Gewaltberatungsstelle. (Anmerkung der Protokollführung: die Präsentation ist dem Proto-
koll als Anlage 2 beigefügt). Grundsätzlich werde eine allgemeine Beratung angeboten, die 
sich immer um Kinder drehe. Auch Öffentlichkeitsarbeit gehöre zu den Aufgaben. 
 
Ein wichtiger Themenbereich sei die Gewalt in verschiedenen Formen wie sexuelle und 
körperliche Gewalt, häusliche Gewalt in Partnerschaften aber auch Vernachlässigung und 
Cybermobbing und Cybergrooming. Auch seien „hochstrittige Eltern“ hierunter zu fassen. In 
diesen Fällen berate sie oft mit ihrer Kollegin zusammen als „Tandem“. 
 
Insgesamt gebe es ein hohes Beratungsaufkommen von ca. 100 Fällen im Jahr. Die Bera-
tungen sind oft nicht nur einmalig, sondern es wird auch über mehrere Jahre begleitet und 
immer wieder Ratschläge gegeben. 
 
Wichtig sei ebenfalls die allgemeine Fachberatung für pädagogisches Fachpersonal, wenn 
dort Anhaltspunkte über Probleme in Familien vorliegen. Außerdem werden Elternabende 
zu verschiedenen Themen angeboten. 
 
Zuletzt stellt Frau Claus die gute Vernetzung und weitere Angebote des Kinderschutzbun-
des, wie eine teilstationäre Gruppe und Elternkurse vor. Auch das Café Kinderwagen in 
Rostrup, welches es bereits seit 10 Jahren gebe, gehöre dazu. Dort arbeiten eine Erziehe-
rin und eine Hebamme. Derzeit werde Personal gesucht. 
 
AM Herr Dr. Martin möchte wissen, was Cybergrooming bedeutet. 
 
Frau Claus erklärt, dass hierbei im Internet der Kontakt von Erwachsenen zu Kindern und 
Jugendlichen gesucht werde. Dabei „züchte“ sich der Erwachsene sein Opfer über Kom-
plimente und Bestätigungen in seinem Sinne heran. Später werden dann Grenzen über-
schritten und z. B. Fotos von den Kindern oder sogar Treffen verlangt. 
 
AM Frau Eilers erkundigt sich, ob es in Kitas und Schulen auch Schutzkonzepte gebe und 
ob der Kinderschutzbund direkt von den Bildungseinrichtungen angefordert wird. 
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Frau Claus erwidert, dass Kitas diese zwingend haben müssen und dass das Landes-
jugendamt dies überprüfe. Schulen hingegen haben nicht immer Schutzkonzepte. Frau 
Claus berichtet, dass es Fälle gibt in denen die Kitaleitungen anrufen, weil es Grenzüber-
schreitungen gegeben habe, dann gebe sie Tipps. 
 
AM Herr Dr. Martin bedankt sich für den beeindruckenden Vortrag. 
 
BM Herr Dierks erkundigt sich nach der Finanzierung des Vereins.  
 
Frau Claus gibt die Auskunft, dass etwa die Hälfte des Budgets über Mittel vom Landes-
jugendamt und weiteren staatlichen Stellen wie dem Landkreis Ammerland und der Ge-
meinde Bad Zwischenahn komme. Der Verein erhalte zudem Mittel aus Bußgeldern. Es 
werden auch Sozialstunden, die vom Gericht verhängt wurden beim Kinderschutzbund ab-
geleistet. Die andere Hälfte werde aus Spenden finanziert. Insgesamt gebe es über 30 Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen. 
 
AV Frau Logemann möchte wissen, ob der Verein überregional oder nur im Ammerland 
tätig ist.  
 
Frau Claus antwortet, dass sie für das Ammerland zuständig ist. Nur in Ausnahmefällen 
berät sie auch in anderen Familien. 
 
AM Herr Cordes erkundigt sich, ob es hauptsächlich in prekären Familien oder auch in der 
Mittelschicht Beratungsbedarf gibt. Psychische Gewalt sei nicht so offensichtlich erkennbar 
wie körperliche Gewalt. 
 
Frau Claus erwidert, dass es in allen Bildungsschichten und kulturellen Bereichen diesel-
ben Probleme gebe. 
 
AM Herr Köster erwähnt, dass traumatisierte Eltern ihre Traumata an die Kinder von Gene-
ration zu Generation weitergeben. Er möchte wissen, ob für traumatisierte Kinder eine ent-
sprechende Infrastruktur vorhanden sei. 
 
Frau Claus antwortet, dass sie selber Traumapädagogin aber keine Traumatherapeutin sei. 
Sie könne stabilisieren und sehen was das Kind brauche. Aber die Kinder müssen dann 
auch weitervermittelt werden, da sie kein Therapiestelle seien. 
 
Frau Dr. Bednarz betont, dass Behinderte, auch im Erwachsenenalter, häufiger von Gewalt 
betroffen sind und möchte wissen, ob es ein entsprechendes Angebot gibt. 
 
Frau Claus antwortet, dass ein solches Beratungsangebot derzeit nicht im Konzept enthal-
ten ist. Um diese Beratung anbieten zu können, müsse zunächst die Stundenzahl der Mit-
arbeiter erhöht werden. Behinderte können sich jedoch bei anderen Stellen fachlich beraten 
lassen. 
 

  
  
6 Tätigkeitsbericht des Seniorenbeirates der Gemeinde Bad Zwischenahn 
  
 Herr Tuchscherer trägt den Tätigkeitsbericht des Seniorenbeirats vor. (Anmerkung der Pro-

tokollführung: die Präsentation ist dem Protokoll als Anlage 3 beigefügt) 
 
Herr Tuchscherer gibt einen Überblick über die Aufgaben und Ziele des Seniorenbeirats. 
Hauptaufgabe sei die Vertretung der Interessen älterer Mitbürger. Zudem gehe es dem 
Seniorenbeirat um Teilhabe am gesellschaftlichen Leben für die ältere Generation. Dazu 
werden monatlich Veranstaltungen im Luisenhof organisiert. 
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Ein wichtiges Thema für den Seniorenbeirat sei ebenfalls die Barrierefreiheit. Hierbei ver-
weist er auf die öffentlichen Toiletten. Die Treppen zu den öffentlichen Toiletten im Rathaus 
seien für viele Senioren nicht zu bewältigen. Sie müssen dann auf die Cafés und Restau-
rants ausweichen. In diesem Zusammenhang wünscht sich der Seniorenbeirat, dass öffent-
liche Toiletten besser ausgeschildert werden. Herr Tuchscherer lobt die gut sichtbare Be-
schilderung im Kurpark und in Dreibergen. 
 
Auch solle die Barrierefreiheit im Ort insgesamt verbessert werden, z.B. an den Bushalte-
stellen. In diesem Zusammenhang weist Herr Tuchscherer auf die Innenstädte von 
Friesoythe und Bad Rothenfelde hin, die ein Musterbeispiel in Punkto Barrierefreiheit seien. 
Der Seniorenbeirat verfolge das Thema weiter. Darum wünscht sich der Seniorenbeirat 
eine Beteiligung des Seniorenbeirats im Straßen- und Verkehrsausschuss.  
 
Frau Dr. Bednarz ergänzt, dass die Behindertenvertretung auch nicht in diesem Ausschuss 
vertreten ist. 
 
Herr Tuchscherer berichtet, dass sein Antrag vor fünf Jahren abgelehnt worden ist, er sich 
aber weiter für eine Beteiligung einsetzen werde. In anderen Gemeinden seien Senioren in 
den entsprechenden Ausschüssen beteiligt. 
 
AV Frau Logemann bedankt sich für den Vortrag.  
 
AM Herr Cordes dankt Herrn Tuchscherer und betont wie umfänglich die Aufgaben des 
Seniorenbeirats sind. Er weist auf die psychischen Belastungen hin, die sich beim Aus-
scheiden aus dem Berufsleben ergeben können. Das Angebot des Seniorenbeirats sei at-
traktiv. Er berichtet, dass sich morgens um 8:00 Uhr viele Senioren im Fitnessstudio treffen, 
weil sie die Gemeinschaft schätzen. Er betont, dass öffentliche Toiletten auch für Men-
schen mit Handicap wichtig seien. 
 
BM Herr Dierks dankt Herrn Tuchscherer für seine Arbeit und den Vortrag. Er betont, dass 
jedes Jahr 200.000 € für die barrierefreie Innenstadt ausgegeben werden. Ein aktuelles 
Projekt sei der Umbau der Bushaltestelle am Markt. Die Haltestelle in Aschhausen beim 
Lönskrug sei verlegt worden. Im Kurpark wurde der Hochzeitssteg und weitere Brücken und 
Rampen umgebaut um Barrierefreiheit herzustellen. Der Hauptanleger beim Strandcafé sei 
umgebaut worden. Ein Blindenleitsystem werde installiert. Inklusive Spielplätze werden 
errichtet wie beispielsweise der Janosch-Spielplatz. Insgesamt gebe es einen guten Aus-
tausch und eine Umsetzung im Rahmen der Möglichkeiten. 
 
Herr Tuchscherer erwähnt, dass das unebene Pflaster am Markt abgeschliffen wurde und 
bedankt sich dafür. 
 
BM Herr Dierks erwähnt, dass die Bürger den Weg über den Markt, der über abgeschliffene 
Steine führe finden. Dies habe er von seinem Büro aus beobachten können. 
 
Frau Dr. Bednarz ergänzt, dass es in Münster Markierungen für Steine gebe auf denen 
„Rollstuhlfahrer“ aufgebracht sind. Diese seien abriebfest. Ihrer Ansicht nach sei Bad Zwi-
schenahn bereits relativ barrierefrei. Mehr ginge immer aber jeder Euro könne nur einmal 
ausgegeben werden. 
 
Vor neun Jahren habe Herr Tuchscherer von seinem Vorgänger, Herrn Langner, das The-
ma Ruhewald übernommen. Dies werde nun nach ca. neun Jahren umgesetzt, wofür er 
sich bedankt.  
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7 Behindertenbeirat im Landkreis Ammerland 

hier: Stellvertretende Gemeindevertretung Bad Zwischenahn im Landkreis Ammer-
land 
Vorlage: BV/2026/003 

  
  
 Beschlussvorschlag: 

 
Für die laufende Legislaturperiode wird als Stellvertreter für Frau Dr. Silke Bednarz im Be-
hindertenbeirat des Landkreises Ammerland für die Gemeinde Bad Zwischenahn Herr Kai 
Grimsel benannt.  
 
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
AM Herr Köster war während der Abstimmung nicht im Sitzungssaal anwesend. 
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8 Satzung über die Inanspruchnahme der Kindertagesstätten in der Gemeinde Bad 
Zwischenahn  
hier: Erste Änderungssatzung 
Vorlage: BV/2026/018 

  
  
 Beschlussvorschlag: 

 
Der Rat der Gemeinde Bad Zwischenahn beschließt die Erste Satzung zur Änderung der 
Satzung über die Inanspruchnahme der Kindertagesstätten in der Gemeinde Bad Zwi-
schenahn vom 25.06.2013. 
 
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
AM Herr Köster war während der Abstimmung nicht im Sitzungssaal anwesend. 
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9 Erweiterung der Verwendungsmöglichkeit der Mittel für FSJ-Stellen in Kindertages-

stätten 
Vorlage: BV/2026/033 

  
  

Beschlussvorschlag: 
 
Die bewilligten Mittel zur Finanzierung einer FSJ-Stelle je Kindertagesstätte können alterna-
tiv auch für die Finanzierung eines Praktikumsplatzes für Personen in einer berufsbeglei-
tenden Ausbildung zur staatlich anerkannten Erzieherin bzw. zum staatlich anerkannten 
Erzieher verwendet werden. 
 
Die Finanzierung eines solchen Praktikumsplatzes aus diesen Mitteln ist nur zulässig, so-
fern keine Förderung nach § 30 Niedersächsisches Kindertagesstättengesetz (NKiTaG) – 
Besondere Finanzhilfe in Ausbildung – in Anspruch genommen werden kann. 
 
Die Haushaltsmittel stehen im Rahmen des bereits beschlossenen Budgets zur Verfügung. 
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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10 Förderungsrichtlinie für Jugendpflegemaßnahmen  
hier: Anpassung der Förderrichtlinie 
Vorlage: BV/2026/028 

  
 AM Herr Köster findet es richtig, die Satzung anzupassen. Er möchte wissen, ob die För-

derrichtlinie auch genutzt werde und ob der Landkreis zusätzlich auch fördere. 
 
AL Herr Lindemann gibt die Auskunft, dass es in 2024 und 2025 jeweils 16 Anträge gege-
ben habe. Eine Doppelförderung sei teilweise sogar gewünscht. Die Bewilligung nach För-
derbereich 1 werde nur gegeben, wenn auch der Landkreis fördere. 
 
 

 Beschlussvorschlag: 
 
1. Die Richtlinie wird mit den vorgelegten Änderungen beschlossen. Insbesondere die 

Fördersätze werden zur Anpassung an die seit 2002 eingetretene allgemeine Preis-
entwicklung sowie die überproportional gestiegenen Kosten für Jugendmaßnahmen um 
75 % erhöht. 
 
Die neuen Fördersätze lauten: 
 
Förderungsbereich 1:  2,60 € pro Tag und TN bzw. max. 39 € pro Person 
Förderungsbereich 2:  260,00 € je Träger/Jahr 
Förderungsbereich 3:  525,00 € je Angebot, max. 10 % des Haushaltsansatzes 
Förderungsbereich 4:  525,00 € je Begegnung, max. 10 % des Haushaltsansatzes 
 

2. Die Änderungen treten rückwirkend zum 01.01.2026 in Kraft. 
 

 Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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11 Anfragen und Hinweise 
  
 AM Dr. Martin stellt fest, dass die Vorträge gut waren. Diese hätten gern auch ausführlicher 

sein dürfen. Allerdings seien bei einer vollen Tagesordnung zwei Berichte zu viel. Er regt 
an, dass zukünftig nur noch ein Vortrag pro Sitzung stattfindet. 
 
AM Herr Stoffers erwähnt, dass er von einer angespannten Personalsituation in der Jano-
sch Kita erfahren habe und auch die Stimmung in der Janosch Kita soll angespannt sein. 
 
AL Herr Lindemann antwortet, dass von der angespannten Stimmung nichts bekannt ist. Es 
sei wegen der Vertretungssituation noch ein Gespräch mit dem DRK geplant. 
 
AM Herr Stoffers stellt eine Frage zur Kenntnisnahme 4.17 Nationalitäten und Leistungsbe-
zug. Er möchte wissen warum so verhältnismäßig viele Syrer, Afghanen und Iraker im Leis-
tungsbezug sind. Die Quote von 60 Prozent sei auffällig. Er fragt, ob diese Personen erst 
kürzlich eingereist sind. 
 
AL Herr Martin antwortet, dass diese Familien in der Regel sehr groß sind und auch die 
Kinder im Leistungsbezug sind. Es sei für die großen Familien schwierig ein so adäquates 
Einkommen zu erzielen, dass ein Anspruch auf Leistungen nicht mehr bestehe. 
 
Frau Brötje stellt fest, dass dies die letzte Sitzung des AJuFaSo in diesem Jahr ist. Sie 
möchte die Tätigkeit als beratendes Mitglied mit Ende der Wahlperiode beenden. Frau  
Brötje bedankt sich, dass sie so lange dabei sein durfte. Die letzten 21 Jahre seien eine 
interessante Zeit gewesen. Sie habe schon viele Vorträge gehört und es sei immer auch 
spannend gewesen. Sie habe schon einige Bürgermeister im Ausschuss erlebt. Es sei eine 
schöne Zeit gewesen aber andere hätten auch Interesse an dem Amt. Für sie habe immer 
das Kind an erster Stelle gestanden. 
 
BM Herr Dierks bedankt sich herzlich im Namen der Gemeinde Bad Zwischenahn bei Frau 
Brötje für ihr langjähriges Engagement. Sie seien seit 15 Jahren gemeinsam im Ausschuss 
gewesen. Mit ihrer Kompetenz und praktischen Erfahrung in der Kinderbetreuung habe sie 
wertvolle und konstante Unterstützung geleistet.  
 

  
  
12 Einwohnerfragestunde 
  
 Keine Fragen 

 
  
  

 

AV Frau Logemann schließt die Sitzung.  
 
 
 
Frau Logemann Frau Krallmann Frau Küker 
Ausschussvorsitzende Fachbereichsleiter Protokollführerin 
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